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REZA RAFI

Ob sich der Bundesrat auf 
die Sitzung am 16. Juni 
freut oder doch eher 

Unlust verspürt, bleibt das 

Geheimnis seiner Mitglieder. 
An jenem Freitag steht das 
Verhältnis zur Europäischen 
Union auf der Tagesordnung. 

In dem Dossier hat sich seit 
Jahren wenig bis nichts be-

wegt. Aussenminister Didier Burk-
halter (57) konnte seit Annahme 
der Masseneinwanderungs-Initia-
tive der SVP nicht den geringsten 
Fortschritt beim institutionellen 
Rahmenabkommen vorweisen. Der 
Freisinnige hat kaum Rückhalt in 
seiner eigenen Partei.

Nun warnen die SP-Nationalräte 
Tim Guldimann (66, ZH) und Eric 
Nussbaumer (56, BL): Der bei 
Wirtschaft und Bürgerlichen wohl-
gelittene Status quo im Verhältnis 
zur EU wird für die Schweiz zur 
ökonomischen Zeitbombe. Passiv 
zu bleiben, weil man sowieso nicht 
mehr an einen Durchbruch glaubt, 
findet Guldimann darum «defätis-
tisch». 

Präsentiere Burkhalter bis zum 
Sommer keine Lösung, müsse der 
Bundesrat zur Not sein Verhand-
lungsmandat anpassen, verlan-
gen die Aussenpolitiker. Darin 
war bisher der Europäische Ge-
richtshof als oberste Instanz bei 
Streit zwischen Bern und Brüssel 

vorgese-
hen; eine 
andere Varian-
te sieht den 
Efta-Gerichts-
hof als Schieds-
instanz vor. Es-
senziell sei, 
dass es vor-
wärtsgeht.

Guldimann 
und Nussbaumer wollen CVP- und 
FDP-Leute treffen, um eine innen-
politisch mehrheitsfähige Rich-
tung skizzieren zu können.

Die Sorge der Sozialdemokra-
ten: Mit jedem Tag, der ver-
streicht, stauen sich die blockier-
ten Dossiers weiter. Für wichtige 

Branchen, aber auch 
punkto Bildung, For-

schung und Kultur sei die 
Schweiz in Europa zunehmend 
isoliert. Nussbaumer verweist auf 
eine Liste von mittlerweile 17 fest-
gefahrenen Dossiers. Dazu gehö-
ren das Strom- und Energieab-
kommen, der Abbau technischer 
Handelshemmnisse, das Aus-
tauschprogramm Erasmus oder 
die Schweizer Teilnahme am euro-
päischen Emissionshandel.

Nussbaumer: «Es ist in unserem 
Interesse, dass wir rasch einen 
Win-win-Vertrag bekommen und 
diese Dossiers auf ein neues Part-
nerschaftsfundament Schweiz-EU 
gestellt werden können.»  l 

INTERVIEW: SIMON MARTI UND  
MARCEL ODERMATT;  
FOTOS: PHILIPPE ROSSIER 

Herr Blocher, das Ja des 
Volks zur Energiestrate-
gie ist nur die jüngste 
Niederlage der SVP. Ist 
Ihre Partei aus der Spur?
Christoph Blocher: Im Ge-
genteil. Grossartig, wie sich 
die SVP gegen diese ver-
hängnisvolle Planwirt-
schaft gewehrt hat! Das gibt 
die Grundlage, sich auch in 
Zukunft glaubwürdig gegen 
dauernd höhere Abgaben 
für die Konsumenten, Mie-
ter, Hauseigentümer, Auto-
fahrer etc., etc. und für all 
die KMU zu wehren. 

SVP-Präsident Albert 
Rösti hatte Mühe, über-
haupt genügend Unter-
schriften zu sammeln.
Es war Röstis Meisterleis-
tung, mit der SVP allein in 

praktisch nur sechs Wo-
chen 68 000 Unterschriften 
hinzukriegen! Diese Glanz-
leistung macht ihm wohl 
keiner nach. Dann der allei-
nige Kampf der SVP für eine 
sichere, kostengünstige 
und saubere Energiever
sorgung und gegen die teu-
re und unsichere planwirt-
schaftliche Strategie. 42 
Prozent stimmten Nein. 
Leider nicht 51 Prozent. 
Nun stehen die Befürworter 
in der Verantwortung und 
sind verantwortlich für all 
die Verteuerungen und das 
Debakel, das folgen wird. 

Vermissen Sie Röstis  
Vorgänger Toni Brunner, 
Ihren erklärten Liebling, 
an der Spitze der Partei?
Sicher haben wir Toni 
Brunner nicht von der Spit-
ze gefegt. Er hätte auch 
einen hervorragenden Bun-

desrat abgegeben und dem 
Bürokratieverein im Bun-
deshaus die Stirn geboten. 
Doch er will einfach nicht. 
Er liebt seine Eringer-Kühe 
und ihre Kämpfe zu sehr 
(lacht).

Niederlagen hin oder her, 
bei Ihrer Partei läuft also 
alles rund?
Nie läuft in einer Partei al-
les rund. Aber die SVP tritt 
wie keine andere gegen 
Fehlentwicklungen wie 

den Sozialismus, den EU-
Beitritt, die Massenein-
wanderung, das Asylchaos, 
die dauernden Steuerabga-
ben und Gebühren sowie 
die Regulierungen an. Aber 
die Wahlerfolge der SVP in 

den vergangenen Jahren  
führen auch zu einer gewis-
sen Bequemlichkeit in den 
eigenen Reihen. Ein Moti-
vationsschub ist nötig.

Zurück zur Energiewen-
de: Nach Ihrer Meinung 
sind FDP, CVP und die 
Wirtschaftsverbände  
Anhänger der Planwirt-
schaft.
Wie das Energiegesetz 
zeigt, trinken auch sie das 
süsse Gift des Sozialismus. 
«Nehmen ist seliger denn 
geben!» Auch im bürgerli-
chen und Wirtschaftslager. 

Wie bürgerlich ist die 
Schweiz heute? 
Solide Arbeit, Mut zum 
Sonderfall, bürgerliche 
Werte haben die Schweiz 
stark gemacht. Davon wird 
Abstand genommen. 
Nichts ist schwerer zu er-
tragen als eine Reihe von 
guten Tagen. Für Geld sind 
viele anfällig, vor allem 
wenn andere bezahlen – 
sozialistische Kultur! Man 
gliedert sich bei den Profi-
teuren ein – auch in den 
bürgerlichen Parteien. 
Manchmal denke ich, die 
SVP ist die letzte bürgerli-

che Partei, wie die Energie-
strategie zeigt. 

Auch die Bauern, Ihre  
traditionellen Wähler, 
werden subventioniert.
Die Ziele der Landwirt-
schaft – eigene Nahrungs-
mittelproduktion, Land-
schaftserhaltung, keine 
Entvölkerung der Bergtä-
ler, Verhinderung der Bo-
denvergandung, Pflege von 
Blumenwiesen sind nicht 
marktwirtschaftlich zu er-
reichen, wie auch eine mili-
tärische Landesverteidi-
gung nicht marktwirt-
schaftlich zu erreichen ist. 
Wer diese Ziele billiger er-
reichen kann, soll dies zei-
gen! Es gibt aber keinen 
Grund, die ganze Energie-
versorgung bürokratisch, 
teuer und bevormundend 
zu organisieren. Sie führt 
ins Debakel, wie Deutsch-
land beweist. Das Ganze be-
reitet Sorgen. 

Was genau bereitet Ihnen 
Sorgen?
Die zunehmende Abwen-
dung von den bürgerlichen 
Werten! Die zahlreichen Lin-
ken in den «bürgerlichen» 
Parteien sind ein Problem. 

Wie kam es dazu?
Durch Übermut und Grös-
senwahn. Mit dem Ende 
des Kalten Krieges verloren 
auch Bürgerliche Herz und 
Verstand. Die Linken sowie-
so. Pubertäre Träumer neh-
men zu: Abschied von Ei-
genverantwortung und zu-
nehmende Bequemlichkeit. 
Man will die Schweiz an die 
EU anketten und 
in die EU treiben. 
Es ist die Preisga-
be des Erfolgs-
modells Schweiz. 
So ein Seich – 
schauen Sie sich 
doch all den 
Chabis auf dieser 
Welt einmal an!

Wo sehen Sie Ihren Platz, 
wenn die etablierten  
politischen Lager ins  
Rutschen geraten?
Gegensteuer geben gegen 
linke Entwicklungen, nicht 
nur gegen linke Parteien. 
Die historische Leistung 
der SVP ist es eben gerade, 
Themen aufzunehmen, die 
von anderen Parteien nicht 
aufgegriffen werden. Eben 
die Verteidigung schweize-
rischer Werte, Verhinde-
rung der Masseneinwande-

rung und des Asylmiss-
brauchs, Kampf gegen stei-
gende Abgaben, gegen Bü-
rokraten und gegen die Ab-
zockergesellschaft im Bun-
deshaus. Niederlagen müs-
sen in Kauf genommen 
werden, auch wenn uns der 
BLICK und der Sonntags-
Blick dann zur Sau ma-
chen! Ich vertrete nicht un-

bedingt die Mehrheitsmei-
nung.

In der Europafrage in-
zwischen schon. Noch  
15 Prozent wollen in die 
EU. Ihre Mehrheit wird 
jährlich grösser.
In der Bevölkerung ja – 
aber nicht im Bundeshaus. 
Ich trat gegen die EU-An-
kettung an, als die Classe 
politique und die Classe 
économique und die Me
dien geschlossen dafür 
waren. Heute merkt das 
die Bevölkerung: Zur 

Schweiz stehen ist erfolg-
reicher. Bei den Politikern 
gehts etwas länger. 

Warum wollen Sie jetzt 
die Personenfreizügig-
keit kündigen?
Mit dem Rechtsanspruch 
aller EU-Ausländer, in der 
Schweiz ohne Einschrän-
kung tätig zu sein, können 

Sie die Massenein-
wanderung und 
ihre negative Wir-
kung nicht eindäm-
men. Obwohl Volk 
und Stände die Ab-
schaffung klar ver-
langten, setzen sich 
die Verfassungs-

brecher im Parlament 
darüber hinweg. Staats-
streichartig entreisst man 
den Bürgern die Macht. 
Jetzt packen wir das Un-
heil an der Wurzel!

Die Kündigungs-Initiative 
würde im Falle einer  
Annahme umgesetzt?
Mit einer Fassung, an der 
die Schlaumeier im Bun-
deshaus nicht vorbeikön-
nen, ist dies zu hoffen. Nur: 
Eine Kündigung allein ge-

Der alt Bundesrat spricht über 
die Niederlagenserie seiner  
Partei – und darüber, wie er die 
Personenfreizügigkeit endgültig 
aushebeln will.

Die SP will im 
blockierten 

EU-Dossier Gas ge-
ben. Zwei linke Aus-

senpolitiker meinen: wenn 
nötig, mit einem neuen 
Verhandlungsmandat.

Christoph Blocher zur Lage der SVP: «Ein Motivationsschub ist nötig»

«Vorwärts»: SP-
Nationalrat  
Guldimann.

Unter Druck: 
Aussenminister 
Burkhalter.

«Win-win-Ver-
trag»: SP-Politi-
ker Nussbaumer.

Zeitbombe Europa

«Eine Kündigung 
der Personenfrei-

zügigkeit genügt nicht»
Christoph Blocher 
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Seit Jah-
ren sind 
die Ver-
handlun-
gen mit 
der EU 
blockiert.

Gibt seiner 
SVP den 
Takt vor: 
Christoph 
Blocher 
(76).
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nügt nicht. Sonst kündigen 
sie in Bundesbern das Ab-
kommen, um gerade ein 
neues Abkommen abzu-
schliessen und um die Mas-
seneinwanderung wieder 
zu gewährleisten.

Am 24. Juni diskutieren 
die SVP-Delegierten über 
das Volksbegehren. Wie 
muss die Initiative dem-
nach aussehen?
Mindestens ist das beste-
hende Abkommen mit der 
EU zu beseitigen, neue sind 
zu verhindern und die Zu-
wanderungsbedingungen 

müssen in der Hand der 
Schweiz liegen und dürfen 
nicht aus der Hand gegeben 
werden. Nur so kann die 
Masseneinwanderung ge-
stoppt werden. 

Sie werden dieses Jahr  
77 Jahre alt ...
Oh, habe ich ganz verges-
sen – vielleicht eine Folge 
des Gedächtnisschwundes 
(lacht).

Erlauben Sie uns die Fra-
ge, Herr Blocher: Stimmt 
eigentlich etwas mit  
Ihrem Auge nicht? Ihr 
rechtes Brillenglas  
spiegelt ein wenig.

Ich habe infolge eines klei-
nen Augenmuskeldefekts 
eine Sehstörung. Dies kann 

sdurch diese Brille korri-
giert werden, aber es dau-
ert einige Monate.

Zum Schluss: Planen Sie 
eigentlich noch die Lan-
cierung Ihrer Sonntags-
zeitung?
Im Moment nicht.

Woran liegt das?
Zurzeit stecken die Sonn-
tagszeitungen wie alle 
Medien in einer Krise. 
Fernsehwerbung, Inter-
net, Online reduzieren die 
Einnahmen der Zeitun-
gen, die Zahl der Abon-
nenten ist rückläufig, weil 
viele sich mit Online be-
gnügen. Mal schauen, wo 
die Entwicklung hinläuft. 
Aufgeschoben ist aber 
nicht aufgehoben.  l

REZA RAFI

In der Affäre um den Schweizer Spion 
Daniel M. dreht sich alles um die Fra-
ge, wer für den Flop verantwortlich 

ist. Im Visier der parlamentarischen 
Untersuchung stehen auch zwei pro-
minente Alphatiere: der umtriebige 
Bundesanwalt Michael Lauber und der 

Chef des Nachrichtendienstes des Bun-
des (NDB), Markus Seiler. Mittlerwei-

le sind beide von der Geschäftsprü-
fungsdelegation befragt worden.

Laut Beobachtern ist dabei vor 
allem etwas zum Vorschein gekom-

men: Zwischen den beiden Kaderleu-
ten herrscht seit Beginn der 

Abklärungen ein frosti-
ges Klima. Der Grund 

sind laut Sonntags-
Blick-Informatio-
nen gegenseitig 
belastende Aussa-
gen. Beide befin-
den sich derzeit 
beflissen auf Lob-
byingtour in 
eigener Sache – 
bis auf Bun-
desratsebene.

Geheim-
dienstler 
Seiler wirft 
Lauber und 
seinem  
federfüh-
renden 
Strafver-
folger 
Carlo 

Bulletti vor, mit der Weitergabe 
ungeschwärzter Akten an 
deutsche Beschuldigte in 
einem Drittverfahren das Auf-
fliegen von Daniel M. erst er-
möglicht zu haben. 

In der Bundesanwaltschaft 
(BA) hingegen wird die Rekrutie-
rung von Daniel M. durch Seilers 
Nachrichtendienst in Frage ge-
stellt.

Vor zwei Wochen ist es zum Eklat 
gekommen: Lauber hat ein regel-
mässig stattfindendes Treffen mit 
Seiler platzen lassen. Die Bundesan-
waltschaft bestätigt auf Anfrage: «Im 
konkreten Fall wurde das ge-
plante Treffen auf Leitungs-
ebene der BA und des 
NDB verschoben.» 

Erfolgt sei dies ge-
mäss offiziellem BA-
Wortlaut «mit Rück-
sicht auf die laufen-
den Untersuchun-
gen, welche die ver-
schiedenen Auf-
sichtsbehörden in der 
– wie sie sagen – so-
genannten Spiona-
geaffäre durchfüh-
ren».

Spion M. hätte 
für die Schweiz 
deutsche Steu-
erfahnder auf-
spüren sollen. 
Er sitzt heute in 
deutscher  
U-Haft.  l

Spionageaffäre sorgt 
für Eiszeit in Bern

Bundesanwalt Lauber liess Treffen mit NDB-Chef Seiler platzen
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Wehrt sich in der 
Untersuchung: 
Bundesanwalt 

Lauber.

Vorüber
gehende  

Sehstörung: 
Blocher am 

Dienstag auf 
der Terrasse 

des Hotels 
Bellevue in  

Bern.

Spielt den Ball 
der BA zu:  
Geheimdienstchef 
Seiler.


